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Weltwirtschaft

Begriffsbestimmung

1. Im Rahmen der Diskussion um den Abbau der nichttarifären

Kandelshemmnisse haben mit der fortschreitenden Absenkung des

nominalen Zollniveaus - die letzte Stufe der aus der Kennedy-

Runde folgenden Reduzierung der Zdlsätze ist zum 1.Januar 1972

vollzogen worden - die Hemmnisse besondere Bedeutung gewonnen,

die mit der Zollbemessung und der Verzollungspraxis in den je-

weiligen Einfuhrländern in Zusammenhang stehen. Das erhöhte In-

teresse an diesen sogenannten paratarifären Handelshemmnissen be-

ruht z.T. auf der aus Einzelerscheinungen abgeleiteten Vermu-

tung, einzelne Länder bemühten sich, die durch die Zollzugeständ-

nisse in der Kennedy-Runde in ihren Staatshaushalten drohenden

Mindereinnahmen z.B.durch eine entsprechende Anhebung der Be-

messungsgrundlage für den nunmehr anzuwendenden niedrigeren Zoll-

satz zu vermeiden. Häufiger wird allerdings der Verdacht geäußert,

es werde versucht, auf diese ¥eise oder durch Verschärfung des

Zollverfahrens den verringerten Schutzgrad für bestimmte ein-

heimische Erzeuger wieder auf das alte Niveau zu schleusen. Ne-

ben dieser mehr auf - wenn auch beachtliche - Einzelbereiche ab-

stellenden Betrachtungsweise steht die Auffassung, es müsse

grundsätzlich Einheitlichkeit und Übersichtlichkeit für den in-

ternationalen Handel im Zollbereich gewährleistet werden. Mit

diesem Ziel solle eine gewisse Harmonisierung durchgesetzt werden,

um für den Fall des tatsächlichen Ausbruchs des immer wieder be-

schworenen Handelskrieges zwischen den großen Handelsnationen

wenigstens ein Mindestmaß an Durchsichtigkeit der internationalen

Handelsregeln zu haben. Eine solche Strategie will das "heimliche

Protektionspotenial" im Zollbereich, soweit wie irgend möglich,

absenken und außerdem Verstöße "anklagbar" machen.

2. Vor einer Erläuterung der Problemstellung in diesem Bereich.

bedarf es noch einer begrifflichen Klarstellung. Im eingebürger-

ten Sprachgebrauch wird jede den Handel beeinträchtigende Norm

oder Praxis als zollfremd oder nichttarifär angesehen, die nicht

die Tarifhöhe selbst betrifft. Nur der Zollsatz ist also ein

iarifäres Hemmnis. Alle anderen sind nichttarifäre Beeinträchti-
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gungen des Handels. So ist der Mißbrauch der Bemessungsgrundlage

für die Anwendung des Zollsatzes ebenso wie die bewußt fehlerhafte

Klassifizierung des Gutes und damit eine Zuordnung zu einem in

der Regel höheren Zollsatz ein Zolltariffremdes Handelshemmnis.

Das gleiche gilt bei Gebühren für Förmlichkeiten bei der Ein-

fuhr, die sich nicht auf die Kosten für die erbrachten Dienst-

leistungen beschränken und die somit und insoweit ein zusätzli-

cher Zoll sind.

Gedanklich wird also unzutreffend nur der Zollsatz mit Zollschutz

und somit auch mit Protektionsgrad oder Zolleinnahme identifi-

ziert. Wegen der Nähe zum Tarif und ihrem inneren Zusammenhang

mit den Fragen des Zollschutzes werden aber Handelsbehinderungen,

die aus einer regelwidrigen Handhabung entstehen, auch als para-

tarifäre Handelshemmnisse bezeichnet. Dieser Begriffsbestimmung

soll hier trotz der angedeuteten systematischen Bedenken gefolgt

werden.

Die wichtigsten Arten der paratarifären Handelshemmnisse

3. Die paratarifären Handelshemmnisse werden üblicherweise vom

Bereich ihrer Entstehung her in folgenden Zusammenhängen auftreten

A) bei der Tariflerung von Waren im ZolltarifSchema

B) bei der Zollwertermittlung (durch unterschiedliche Bewertungs-

praktiken)

C) im Zusammenhang mit Gebühren und Förmlichkeiten bei der Ein-

fuhr (Zollverfahren, Zollabfertigung, Konsular- und Zollförm-

lichkeiten) .

Diese Gruppen stehen auch im Mittelpunkt der Untersuchungen der

Arbeitsgruppe II des GATT-AusSchusses für den Handel mit gewerb-

lichen Erzeugnissen, dessen Arbeit in Genf z.Z. mit den Zielen

Vereinheitlichung der Staatenpraxis in diesen Bereichen und Be-

seitigung von paratarif ären liandelshemmnissen einen Schritt wei"*

ter führen soll im Rahmen der Versuche des GATT zur Liberalisie-

rung des Welthandels. Ihre Problematik stellt sich aus der Sicht
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der Bundesrepublik wie folgt dar;

Tarifierung von Waren im ZolltarifSchema

k. Fast alle Mitglieder des GATT bauen ihren Zolltarif nach dem

3rüsseler ZolltarifSchema auf, wie es sich aus der "Convention

on Nomenclature for the Classification of Goods in Customs

Tariffs" vom 5« Dezember 1950 ergibt. Dieses Schema, auf dem der

frühere nationale Zolltarif der Bundesrepublik beruhte und auf

das sich heute der Gemeinsame Zolltarif der Europäischen Gemein-

schaften stützt, gliedert sich in 21 Abschnitte:

I. Lebende Tiere und Waren tierischen Ursprungs

II. Waren pflanzlichen Ursprungs

III. Tierische und pflanzliche Fette, Öle; Erzeugnisse ihrer

Spaltung; genießbare, verarbeitete Fette; Xifachse tierischen

und pflanzlichen Ursprungs

IV. Ttfaren der Lebensmittelindustrie; Getränke, alkoholische

Flüssigkeiten, Essig; Tabak

V. Mineralische Stoffe

VI. Erzeugung der chemischen Industrie und verwandter Industri-

en

VII. Kunststoffe, Zelluloseäther und -ester und Waren daraus;

Kautschuk (Naturkautschuk, synthetischer Kautschuk und

Faktis) und Kautschukwaren

VIII. Häute, Felle, Leder, Pelzfelle und Waren daraus; Sattelwa-

ren; Reiseartikel; Taschnerwaren; Waren aus Därmen

IX. Holz, Holzkohle und Holzwaren; Kork und Körkwaren; Flecht -

waren und Korbmacherwaren

X. Ausgangsstoffe für die Papierherstellung; Papier und Pappe

und Waren daraus

XI. Spinnstoffe und Waren daraus

XII. Schuhe; Kopfbedeckungen; Regen- und Sonnenschirme; Kunst-

blumen und Waren aus Menschenhaaren; Fächer

XIII. Waren aus Steinen, Gips, Zement, Asbest, Glimmer oder ähn-

lichen Stoffen; keramische Waren; Glas und Glaswaren
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XIV. Echte Perlen, Edelsteine, Schmuckstücke und dergleichen,

Edelmetalle, Edelmetallplattierungen, Waren daraus;

Fantasieschmuck, Münzen

XV. Unedle Metalle und Waren daraus

XVI. Maschinen, Apparate und mechanische Geräte; elektro-

technische Waren

XVII. Beförderungsmittel

XVIII. Optische, fotographische, kinematographische Instrumente,

Apparate und Geräte; Meß-, Prüf- und Präzisionsinstrumen-

te, - apparate und -gerate; medizinische und chirurgische

Instrumente, Apparate und Geräte; Uhrmacherwaren; Musik-

instrumente; Tonaufnahme- und Tonwiedergabegeräte

XIX. Waffen und Munition; Teile davon

XX. Verschiedene X7aren

XXI. Kunstgegenstände, Sammlungsstücke und Antiquitäten

5. Dieses Schema, in das sich alle im Welthandel gängigen Waren

eingruppieren lassen, ist in den letzen 20 Jahren zu einer inter-

national gebräuchlichen Systematik geworden und mit seiner Unter-

teilung in - außer den aufgezählten 21 Abschnitten - 99 Kapitel

und 1097 Positionen allgemein verständlich und übersichtlich.

Eine einheitliche Anwendbarkeit wird überdies durch verbindliche

Tarifierungsvorschriften und Auslegungsregeln zu den einzelnen

Abschnitten und Kapiteln gewährleistet. Dennoch besteht auch unter

den Tarifen, denen das Brüsseler Schema zugrunde gelegt worden ist

noch ein z.T. erhebliches Maß an Unterschiedlichkeit, das vor

allem daher rührt, daß nach der Konvention die Einhaltung des

Schemas nur bis zu den vierstelligen Tarifnummern festliegt,

während die weitere Unterteilung des Tarifs den Unterzeichner-

staaten freisteht. Gerade aber mit dieser Freiheit erhalten sie

zusätzliche Möglichkeiten zu handelspolitischen Maßnahmen durch

weitere Spezialisierung des ZolltarifSchemas. Zum einen nämlich

Hierbei ist bei gebundenen Zöllen allerdings zu beachten, daß
sich diese Möglichkeit erst nach Ablauf einer Frist von 3 Jah-
ren seit der Bindung eröffnet (Art. XXVII Abs. 1 GATT).



lassen sich bestimmte Waren ausgliedern und erga omnes mit be-

sonderen Schutzzöllen belegen. Zum anderen ergibt sich so die

Gelegenheit, unter de facto-Umgehung der Meistbegünstigungs-

klausel durch entsprechend ausgestaltete Unterpositionen einzel-

nen Handelspartner Sonderzugeständnisse zu machen. Das klassische

Beispiel dafür, wie man auf diese Weise begünstigen kann, stammt

aus dem Deutschen Zolltarif von 1902, durch das Österreich und

der Schweiz - in der Form einer jedem Land gegenüber geltenden

Tarifposition - Vorteile eingeräumt wurdet*. Danach galt ein ge-

genüber der Einfuhr bei sonstigen Rindern günstigerer Zollsatz

für "Rinder von großem Höhenfleckvieh oder Braunvieh, die in

einer Höhenlage von 300 Meter über dem Meeresspiegel aufgezogen

und alljährlich mindestens 1 Monat in einer Höhenlage von min-

destens 800 Meter gesommert worden sind." Diese sog. Köhenrinder

gab es damals eben nur in diesen beiden Ländern.

6. Für die Bundesrepublik bestünden derartige Möglichkeiten heute

autonom allerdings nicht mehr. Sie wendet - wie die übrigen Hit-

gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften - den Gemeinsamen

Zolltarif an, der nach Aufgliederung des Schemas wie auch nach

Untergruppen einheitlich für sämtliche Einfuhren in die Gemein-

schaft festgelegt ist. Der Gemeinschaft wiederum - als neuem

Partner in dem weltweiten Konzert der Zollpolitiken - wären

diese, Möglichkeiten allerdings weiter gegeben.

7. Insgesamt gesehen bestehen zwischen den Ländern, die auf der

Basis des Brüsseler Schemas arbeiten, auf diesem Gebiet keine

schwerwiegenden Probleme oder Beanstandungen. In Einzelfällen

kann der Handelsverkehr dadurch beeinträchtigt werden, daß wegen

einer zu starken Aufsplitterung in den einzelnen Tarifen die Ver-

gleichbarkeit fehlt und sich daher die Tarifierung von Waren für

den Kaufmann nicht mit Sicherheit im voraus kalkulieren läßt.

Auch wird Klage darüber geführt, daß unvollkommene oder ungenaue

Erläuterungen in manchen Tarifen die gleiche Wirkung haben. Dar-

aus erklärt sich das Bestreben, durch Rechtsmittelverfahren

schnelle Entscheidungen über strittige Einordnungen von Waren

zu gewährleisten und für jede Verzollung vorher verbindliche

Tarifauskünfte zur Verfügung zu stellen, um die Risiken für die



- 6 -

am Handel Beteiligten zu verringern.

8, Trotz dieser in Einzelfällen möglicherweise schwerwiegenden

Klagen sind die Probleme, die sich aus dem Bereich des TarifSche-

mas durch die Staaten ergeben, die sich an das Brüsseler Schema

halten, für den Ablauf des Welthandels von nachgeordneter Bedeu-

tung. Wenn aber eingangs gesagt wurde, daß sich fast alle GATT-

Mitglieder an dieses Schema halten, so ist dies wohl der Mitglie-

derzahl nach richtig, jedoch nicht auf der Grundlage des Handels-

volumens. Denn mit Kanada und den USA haben zwei der bedeutendsten

Handelspartner z.B. der Europäischen Gemeinschaften ein eigenes

Tarifschema. Das Tarifierungssystem der Vereinigten Staaten, das j

als Tariff Schedules of the United States (TSUS) in seiner revidier

ten Fassung seit 19^3 gi^» is"t seitdem zwar im Aufbau durch das

Brüsseler TarifSchema beeinflusst, jedoch weiterhin so unterschied-

lich ausgestaltet, daß eine wie auch immer geartete Vergleichbar-

keit nur schwer gefunden werden kann. Der kanadische Tarif unter-

scheidet sich ebenfalls erheblich vom Brüsseler Schema und zusätz-

lich - trotz der Nachbarschaft und der engen Handelsbeziehungen zu

den Vereinigten Staaten - im gleichen Maß auch von den TSUS. Bei-

den TarifSchemata wird überdies von den europäischen GATT-Partnern

vorgeworfen, sie seien zu kompliziert, unübersichtlich und ungenau

gegliedert. Außerdem fehle es an festgelegten Tarifierungsvorschrif

ten und Tariferläuterungen, Diese Kritik wird von beiden Staaten

seit Jahren als unberechtigt zurückgewiesen, weitgehend jedoch

mit der wenig überzeugenden Begründung, diese Vorwürfe träfen auf

nach dem Brüsseler Schema gestaltete Tarife ebenso zu.

9. Trotzdem zeigen sich beide Staaten in letzter Zeit aufgeschlosse

ner gegenüber dem Argument, daß eine einheitliche Zollnomenklatur

aller GATT-Partner die Vergleichbarkeit der internationalen Ta-

rif- und Handelsstruktur verbessern und die internationale Statistü

erleichtern würde. Zwar scheint es trotz des bereits Jahre währen-

den Drängens der übrigen Partner im GATT wenig wahrschein-

lich, daß die USA und Kanada in absehbarer Zeit das Brüsseler

Schema übernehmen. Jedoch sind Schritte in Richtung auf ei-

ne verbesserte Vergleichbarkeit getan. Sogenannte Kon-
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kordanzen zwischen den beiden Tarifen und dem Brüsseler Schema

wurden erarbeitet, d.h. es würde festgelegt, welche Tarifteile

einander entsprechen. Damit wird die Sicherheit für den Handel

durch diese Verzahnung der Tarifsysteme zunehmen, die zugleich

eine gewisse Bindungswirkung im Ausblick auf eine ausgewogenere

und einheitlichere zukünftige Tarifierung von Waren in den Gel-

tungsbereichen der drei Tarife nach sich ziehen wird. Länger-

fristig erscheint damit ein Übergehen der USA und Kanada zum

Brüsseler Schema nicht mehr ausgeschlossen.

10. Nach diesen Überlegungen müßte ein realistisches Arbeits-

programm zum Abbau paratarifärer Hemmnisse auf dem Sektor Tarif-

Schema folgende Punkte umfassen :

- in den Bereichen der verschiedenen Schemata Fortführung der

Arbeiten zu einer strafferen Gliederung und präziseren Erläu-

terungen,

- Einräumung von verbindlichen Auskünften und Eröffnung eines

Rechtsweges für Streitigkeiten in Tarifierungsfragen.

11, Im Bereich der besseren Gliederung und präziseren Erläuterung

von TarifSchemata ist die Bundesrepublik durch die Verordnung Nr.

97/^9 des Rates vom I6.I.1969 gebunden. Diese Verordnung über

den Ausschuß für das Schema des Gemeinsamen Zolltarifs wurde

mit folgender Begründung erlassen: "Es ist unerläßlich, das

Schema des Gemeinsamen Zolltarifs in allen Mitgliedstaaten ein-

heitlich anzuwenden. Es muß deshalb ermöglicht werden, hierzu

Bestimmungen auf Gemeinschaftsebene zu erlassen; durch solche

Bestimmungen soll der Inhalt der Tarifnummern und der Tarif-

stellen des Gemeinsamen Zolltarifs erläutert werden, ohne deren

Wortlaut zu ändern. Diese Bestimmungen betreffen Maßnahmen, die

sich für die Einteilung bestimmter Waren in diesen Tarif als
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erforderlich erweisen können; sie beziehen sich auf ein beson-

ders schwieriges technisches Gebiet; die Mitgliedstaaten und

die Kommission müssen bei ihrer Ausarbeitung eng zusammenar-

beiten; um dies zu gewährleisten, ist ein Ausschuß einzuset-

zen; überdies müssen diese Bestimmungen rasch angewandt wer-

den, weil jede Verzögerung schwerwiegende wirtschaftliche Fol-

gen haben könnte; es ist daher angezeigt, ein geeignetes Ge-

meinschaftsverfahren vorzusehen."

12. Damit gehen die Arbeiten in der Gemeinschaft in die gleiche

Richtung, wie sie im Brüsseler Zollrat und im GATT mit Blick

auf eine Harmonisierung der TarifSchemata für erforderlich ge-

halten werden. Art.5 der Verordnung (EWG) 97/69 bestimmt über-

dies, daß sich die Mitgliedstaaten im Ausschuß für das Schema

des Gemeinsamen Zolltarifs beraten, um ihre Haltung bei der Ar-

beit des Rates für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Zoll-

wesens und seines Ausschusses für das ZolltarifSchema in bezug

auf die Änderung des Brüsseler ZolltarifSchemas, die Erläute-

rungen dazu sowie auf die Tarifierungen aufeinander abzustimmen,

13» Schließlich sind verbindlich Auskünfte und ein Rechtsmittel-

verfahren gegenüber Tarifeinstufungen von ¥aren nach nationalem

Recht gegeben, und es ist davon auszugehen, daß beide auch in

das gemeinsame Zollrecht der Gemeinschaft Aufnahme finden.
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Zollwertermittlung

14. Der zweite ausschlaggebende Faktor für die Beurteilung des

Zollschutzes wie für das Zollaufkommen ist in einem modernen

Zollsystem der Zollwert der eingeführten ¥are. Er bildet die

Bemessungsgrundlage, aus der sich in Verbindung mit dem Zoll-

satz die Zollschuld errechnet. Daraus erhellt, daß seine Varia-

tion die Summe (Zollschuld) ebenso beeinflußt wie ein Absenken

oder Anheben des Zollsatzes. Auch hier ist die Situation des

Einführers in die Bundesrepublik seit 1968 nur noch ausnahms-

weise vom nationalen Recht her zu beurteilen: Soweit die

Zollsätze der Hoheit der Gemeinschaften unterliegen, gelten die

RegeLn der Gemeinschaftsrechte. Die nationalen Zollwertnormen

der einzelnen Mitgliedstaaten haben insoweit mit der Verwirk-

lichung der Zollunion ihre Gültigkeit verloren.

15. Ausnahmen gibt es, vor allem, im Bereich der EGKS-Waren.Für

die weitaus meisten Waren ist aber seit dem 1.7.19-68 für die Be-

messung des Zollxtferts von Einfuhren in die Gemeinschaft die Ver-

ordnung (EWG) Nr. 803/68 des Rates über den Zollwert der Waren

anzuwenden. Danach ist der Zollwert der eingeführten Waren der

"normale" Preis, d.h. der Preis, der für diese Xtfaren zum Zeit-

punkt der Abgabe des Antrages auf Zollabfertigung zum freien

Verkehr bei einem Kaufgeschäft unter den Bedingungen des freien

Wettbewerbs zwischen einem Käufer und einem Verkäufer, die von-

einander unabhängig sind, erzielt werden kann (Normalpreis).

16. Bei der Ermittlung des Normalpreises ist nach Art.I Abs.2

dieser Verordnung davon auszugehen, daß

a) die Waren dem Käufer am Ort des Verbringens in das Zollgebiet

der Gemeinschaft geliefert werden;

b) der Verkäufer alle Kosten tragt, die sich auf das Kaufge-

schäft und auf die Lieferung der Waren am Ort des Verbringens

Vgl. auch § 33 a Zollgesetz
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beziehen, und daß diese somit vom Normalpreis umfaßt wer-

den;

c) der Käufer die im Zollgebiet der Gemeinschaft geschuldeten

Zölle und sonstigen Eingangsabgaben trägt und daß diese

somit vom Normalpreis nicht umfaßt werden.

17. Die wichtigsten Voraussetzungen, die erfüllt sein müssen,

damit ein Kaufgeschäft unter den Bedingungen des freien Wett-

bewerbs zxvischen einem Käufer und einem Verkäufer, die vonein-

ander unabhängig sind, vorliegt, sind im Art.II der Verordnung

803/68 genannt: Es ist ein Kaufgeschäft, bei dem insbesondere

a) die Zahlung des Preises der Waren die einzige tatsächliche

Leistung des Käufers darstellt; unter tatsächliche Leistung

ist nicht nur die Erfüllung einer gesetzlichen oder vertrag-

lichen Verpflichtung, sondern auch jede andere Gegenleistung

zu verstehen;

b) der vereinbarte Preis nicht beeinflußt ist durch Handels-,

Finanz- oder sonstige vertragliche oder außervertragliche

Beziehungen, die - abgesehen von den durch das Kaufgeschäft

selbst geschaffenen Beziehungen - zwischen dem Verkäufer oder

einer geschäftlich mit diesem verbundenen natürlichen oder

juristischen Person einerseits und dem Käufer oder einer mit

diesem geschäftlich verbundenen natürlichen oder juristischen

Person andererseits bestehen können;

c) kein Teil des Erlöses aus späteren Weiterverkäufen, einer

späteren sonstigen Überlassung oder auch einer späteren Ver-

wendung der Waren unmittelbar oder mittelbar dem Verkäufer

oder irgendeiner mit ihm geschäftlich verbundenen natürlichen

oder juristischen Person zugute kommt.

18. Die wichtigsten Regeln für die Festlegung des Zollwertes

von Waren bei der Anwendung des Gemeinsamen Zolltarifs machen

deutlieh, daß die Gemeinschaft am Normalpreissystem für die Be-

messung des Zollwertes, das vor 1968 bereits einheitlich in den

einzelnen Mitgliedstaaten galt, festhält. Es war die Notwendig-
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keit einer präziseren Festschreibung dieses Bewertungssystems

entsprechend den Anforderungen einer Zollunion, die zu dieser

Verordnung führte. So wird es denn auch in der Präambel zu

der Verordnung begründet:

"Der Zollwert muß in den Mitgliedstaaten einheitlich ermittelt

werden, damit die Höhe des durch den Gemeinsamen Zolltarif ge-

schaffenen Zollschutzes in der gesamten Gemeinschaft gleich ist

und auf diese Weise alle Verkehrs- und Tätigkeitsverlagerungen

sowie alle Wettbewerbsverzerrungen vermieden werden, die sich

aus Unterschieden zwischen den einzelstaatlichen Vorschriften

ergeben könnten.

Auch muß jede Verlagerung von Zolleinnahmen verhindert und ge-

gebenfalls beseitigt werden.

Es ist notwendig, den Importeuren bei der Erhebung der Zölle des

Gemeinsamen Zolltarifs die Gleichbehandlung zu gewährleisten.

19. Die Mitgliedstaaten sind Vertragsstaaten des Abkommens über

den Zollwert der Waren, das am 15.Dezember 1950 in Brüssel

unterzeichnet wurde und am 28.Juli 1953 in Kraft getreten ist.

Dieses Abkommen trägt den Bewertungsgrundsätzen des Allgemei-

nen Zoll- und Handelsabkommens (GATT) Rechnung. Das Zollwert-

abkommen enthält als Anlagen eine Begriffsbestimmung des Zoll-»

werts und Erläuternde Anmerkungen; diese Anlagen sind Bestand-

teil des Abkommens.

Gemäß Artikel II des Zollwertabkommens sind die Vertragsstaaten

verpflichtet, diese Begriffsbestimmung in ihre innerstaatliche

Gesetzgebung aufzunehmen. Gemäß Artikel IV kann jedoch jeder

Vertragsstaat Anpassungen des Wortlauts der Begriffsbestimmun-

gen vornehmen, indem er darin die nach seinem Erachten erfor-

derlichen Bestimmungen der Erläuternden Anmerkungen aufnimmt

und dem Wortlaut die rechtliche Fassung gibt, die unerläßlich

ist, damit er in bezug auf seine innerstaatliche Gesetzgebung

rechtswirksam werden kann, wobei, falls erforderlich, zusätz-

liche erläuternde Bestimmungen aufgenommen werden können,

durch welche die Bedeutung der Begriffsbestimmung klargestellt

wird.
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Die durch diesen Artikel gebotenen Anpassungsmöglichkeiten

haben dazu geführt, daß die Mitgliedstaaten die Begriffsbe-

stimmungen und die Erläuternden Anmerkungen hierzu in unter-

schiedlicher Weise in ihre Rechtsvorschriften übernommen

haben. Im übrigen enthalten die Erläuternden Anmerkungen

Kannvorschriften, die nicht von allen Mitgliedstaaten über-

nommen wurden oder die unterschiedlich angewandt werden.

Wegen der Unterschiede zwischen den Rechts- und Verwaltungs-

vorschriften, welche die Mitgliedstaaten aufgrund der Begriffs-

bestimmung und der Erläuternden Anmerkungen hierzu erlassen

haben, kann die erforderliche einheitliche Anwendung des Ge-

meinsamen Zolltarifs nicht gewährleistet werden.

Die Errichtung einer Zollunion zwischen den Mitgliedstaaten

macht es außerdem erforderlich, daß einige Vorschriften der

Begriffsbestimmung und der Erläuternden Anmerkungen hierzu

für die Zwecke dieser Zollunion angepaßt werden."

20. Der durch diese Gemeinschaftsregelung für den Zollwert von

Waren fixierte Normalpreis ist der Preis, den die zu bewerten-

de Ware im Zeitpunkt der Abgabe des Zollantrages in "einem

gedachten (idealen) Kaufvertrag erzielen würde," der die

übrigen Bedingungen der Zollwertverordnung erfüllt. Der Normal-

preis ist also nicht der jeweils zwischen den Vertragspartnern

ausgehandelte Preis, sondern ein Preis, zu dem die Ware bei

einem Kauf unter den Bedingungen des freien Wettbewerbs im

Hafen oder am Ort des Verbringens in das Einfuhrland von jedem

Käufer frei erworben werden kann. Die Zollwertverordnung setzt

damit entsprechend der Brüsseler Begriffsbestimmung einen

theoretischen Wert als Norm fest, nämlich den für die Ware im

Einfuhrland unter festgesetzten Bedingungen erzielbaren üblichen

Wettbewerbspreis. Da die Bedingungen der Norm denjenigen ent-

sprechen, unter denen der internationale Handel in der Regel

abgewickelt wird, erlaubt sie es auch, in der überwiegenden

Zahl der Fälle vom Rechnungspreis als Bewertungsgrundlage aus-

zugehen. Eine Berichtigung wird nur erforderlich, wenn der



- 13 -

Rechnungspreis aufgrund von Umstanden, die im konkreten Fall

von denjenigen der Norm abweichen, dem Normalpreis nicht ent-

spricht. Die Norm ist also der Maßstab für den Rechnungspreis.

21. Dieses auf dem genannten Brüsseler Zollwertabkommen beru-

hende Bewertungssystem wird heute von über 70 Staaten der Welt

praktiziert. Es beinhaltet grob gesagt eine Zollbewertung auf

der 3asis normaler. Preise zu ciif-Bedingungen, Entladehafen oder

erste Zollstelle im Einfuhrland. Dieses System hat bisher keine

Kritik erfahren, wenn auch bei einzelnen seiner Elemente in-

frage gestellt worden ist, ob sie auf die sinnvollste Weise

festgelegt worden sind. Es ist auch das zollrechtlich und wirt-

schaftlich vernünftigste, weil es allein auf den Preis abstellt,

zu dem die Ware im Wettbewerb auf dem Markt des Einfuhrlandes

abgesetzt werden kann. Es folgt damit den Überlegungen, die ein

Kaufmann anstellen muß, um seine Waren verkaufen zu können.

22. Es hat von allen z.Z. verwendeten Zollwertsystemen sicher-

lich weiter den Vorzug, daß es die prägnantesten und klarsten

Festlegungen enthält und damit den Anforderungen gerecht wird,

die die am Handelsverkehr Beteiligten an ein Bewertungssystem

stellen: es muß frei von alternativen Bezugsmomenten und Be-

st immungsmerkmalen sein, damit der Kaufmann den fälligen Zoll

mit hinreichender Sicherheit und im voraus festlegen kann. Das

bedeutet: ein Zollwertsystem muß so festgeschrieben werden, daß

es in seiner Strenge nicht variabel gehandhabt und somit zu

einer merklichen, aber nicht offenen Veränderung des Zollschut-

es verwandt werden kann.

23. Die Zollwertbestimmungen der Europäischen Gemeinschaften,

die auf dem Brüsseler Abkommen über den Zollwert der Waren be-

ruhen, stehen außerdem in völliger Übereinstimmung mit den

nachstehend aufgeführten Bewertungsprinzipien, die in Art.VII

GATT und in den Anmerkungen zu seiner Auslegung niedergelegt

sind.

"Art.VII

2 a) Der Zollwert eingeführter Waren soll aufgrund des wirk-

lichen Wertes der eingeführten Ware, für die der Zoll be-
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rechnet wird, oder aufgrund des Wertes gleichartiger

Waren, nicht aber aufgrund des Wertes von Waren in-

ländischen Ursprungs oder aufgrund willkürlich ange-

nommener oder fiktiver Werte ermittelt werden.

b) Der "wirkliche Wert" einer Ware soll der Preis sein,

zu dem diese oder eine gleichartige Ware im normalen

Handelsverkehr unter Bedingungen des freien Wettbe-

werbs in dem durch die Rechtsvorschriften des Ein-

fuhrlandes bestimmten Zeitpunkt und Ort verkauft

oder angeboten wird. Soweit bei einem bestimmten Ge-

schäft der Preis dieser oder einer gleichartigen

Ware von der Menge abhängt, soll der zugrunde zu

legende Preis sich einheitlich

i) entweder auf vergleichbare Mengen

ii) oder auf Mengen beziehen, die für den Importeur

nicht weniger günstig sind als die Mengen, in

denen der überwiegende Teil dieser Ware im Handel

zwischen dem Ausfuhrland und dem Einfuhrland

verkauft wird.

c) Ist der wirkliche Wert gemäß Buchstabe b) nicht feststell-

bar, so soll der Zollwert aufgrund des feststellbaren

Wertes ermittelt werden, der dem wirklichen Wert am

nächsten kommt."

24. In den Anmerkungen und ergänzenden Bestimmungen haben die

Vertragsparteien Art. VII Absatz 2 GATT wie folgt eingegrenzt:

"1,Artikel VII läßt die Annahme zu, daß der "wirkliche Wert"

dargestellt wird durch den Rechnungspreis zuzüglich aller im

Rechnungspreis etwa nicht enthaltenen rechtlich zulässigen

Kosten, die zu den echten Elementen des "wirklichen Wertes"

gehören, sowie zuzüglich jedes außergewöhnlichen Preisnach-

lasses oder jeder sonstigen Ermäßigung des üblichen Wettbe-

werbspreises .

2.Artikel VII Absatz 2 Buchstabe b) gestattet es einer Ver-

tragspartei, die Worte "im normalen Handelsverkehr unter Be-

dingungen des freien Wettbewerbs" dahin auszulegen, daß hier-

durch jedes Geschäft ausgeschlossen ist, bei dem Käufer und

Verkäufer nicht voneinander unabhängig sind und bei dem die
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Zahlung des Preises nicht die einzige Leistung ist.

3. Der Begriff "Bedingungen des freien Wettbewerbs" gestat-

tet es einer Vertragspartei, Preise nicht zu berücksichtigen,

auf die besondere Preisnachlässe gewährt worden sind, welche

nur Alleinvertretern zugestanden werden.

4. Der Wortlaut der Buchstaben a) und b) gestattet den Ver-

tragsparteien eine einheitliche Feststellung des Zollwertes

entweder 1. auf der Grundlage des von einem bestimmten Expor-

teur für die eingeführte Ware berechneten Preises oder 2. auf

der Grundlage des allgemeinen Preisniveaus gleichartiger Wa-

ren. "

25, Es muß jedoch festgestellt werden, daß wichtige Handels-

partner, die Vertragsparteien des GATT sind, Bewertungssyste-

me haben, die nicht mit Art.VII des GATT vereinbar sind, und

Methoden anwenden, die den Zollschutz verändern. Hierzu ge-

hören in erster Linie jene Bewertungsmethoden, die anerkannter-

weise mit Art.VII des GATT in Widerspruch stehen, und die nur

deshalb angewendet werden dürfen, weil die sie praktizierenden

Staaten sich auf das "Protokoll von Genf über die vorläufige

Anwendung des allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens" vom

30.Oktober 19^7 berufen können. Danach dürfen nämlich Bewer-

tungsmethoden, die bei Inkrafttreten des GATT bestanden, weiter

angewendet werden, auch wenn sie zu ihm im Widerspruch stehen.

Das trifft z.B. für das ASP-System (American Selling Price

System) in den Vereinigten Staaten zu, das seit den zwanziger

Jahren zum Schutz der Inlandserzeuger gewisser Produkte der

chemischen Industrie als Basis das Preisniveau der in den USA

erzeugten, zum Inlandsverbrauch bestimmten Waren zuläßt.

26, Das gleiche gilt, wenn die USA gewisse schutzbedürftige

Waren, die auf einer "final list" stehen, auf Grundlage ihres

USA Wertes behandeln. Diese Systeme befinden sich nicht mit

Art. VII Abs.2 Buchstabe a) des GATT im Einklang. Weiter

stehen offensichtlich mit den GATT-Bestimmungen in Widerspruch
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gewisse Bewertungspraktiken in südamerikanischen Staaten, die

unabhängig vom tatsächlich erzielbaren Preis Mindestwerte als

Zollwert vorschreiben. Diese Werte müssen als willkürliche

oder fiktive ¥erte im Sinne von Art. VII des GATT angesehen

werden. Sie sind nach Abs.2 Buchstabe a) dieser Vorschrift

ebenfalls unzulässig. Einige Staaten haben diese Bewertungs-

methode erst neuerdings eingeführt, so daß sie nicht einmal

durch das oben erwähnte Protokoll gedeckt sind.

Zu diesen GATT-widrigen Methoden gehören auch gewisse Bewer-

tungspraktiken in Kanada, Australien und Neuseeland, bei denen

die Zollbelas.tung durch willkürliche Verwaltungsmaßnahmen zum

Schutz der heimischen Industrie variiert T̂ ird. Als Beispiel sei

angeführt die kanadische Methode, wonach in gexvissen Fällen die

Differenz zwischen dem angemessenen Marktwert und dem fob-Ver-

kaufspreis neben dem Wertzoll vom Marktwert als Sondersoll er-

hoben wird. Diese Methode stellt eine Vermischung von Bewertungs-

und Antidumping-Maßnahmen dar. Auch das von Südafrika bei be-

stimmten Waren angewendete System, einen zusätzlichen Zoll in

Höhe von 90 $ des Preisunterschiedes zwischen dem für die Wa-

re staatlich festgesetzten Stützwert und dem Rechnungsbetrag

zu erheben, fällt in diese Kategorie.

27« Außer bei diesen Bewertungsmethoden, die offensichtlich

nicht mit Art. VII GATT vereinbar sind, durften auch andere Be-

wertungsverfahren in diesen Staaten nicht mit diesem Artikel

vereinbar sein, der den "wirklichen Wert" der Waren zur Norm

erhoben hat. Hier sind insbesondere Verfahren zu nennen, die

vorsehen, daß zwischen dem Rechnungspreis und gewissen höhe-

ren Werten gewählt werden kann. Die Stesfcen, die diese Verfah-

ren haben, gehen hierbei allerdings vom fob-Wert aus. Die USA

basieren im Grundsatz den Zollwert auf dem Ausfuhrpreis. Sie

behalten sich dabei die Prüfung vor, ob der Wert der Ware im

Ausfuhrland nicht höher ist als der Rechnungspreis, um dann

nach dem Prinzip "whichever the higher" ggf. diesen anzuwen-

den. Kann weder der Wert im Ausfuhrland noch der Wert bei der

Ausfuhr zur Zufriedenheit der Zollverwaltung festgestellt

werden, so kommt als weitere Alternative die Bewertung nach

den Herstellungskosten in Betracht, wobei Mindestprozentsätze
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für die allgemeinen Kosten von 10 tfo und die Gewinne von

8 fo angesetzt werden.

28. Der Kaufmann kann bei diesen verschiedenen Möglichkeiten

der Verwaltung nie im voraus kalkulieren, mit welcher Zollbe-

lastung er zu rechnen hat. Erst die Prüfung durch die Zollstel-

len ergibt, welchen Preis sie für den höheren hält. Außerdem

wird die Anwendung dieser Vorschriften dadurch verschärft, daß

oft den großen Mengen, die in die USA ausgeführt werden, keine

Kaufabschlüsse über vergleichbare Mengen auf dem Binnenmarkt

des Ausfuhrlandes gegenüberstehen. Ebenso kann der Absatzweg

der Ware sehr unterschiedlich sein. Während im Ausfuhrland die

Ware vom Hersteller direkt an den Einzelhandel verkauft wird,

kann die Ware in den USA vom Exporteur über einen Alleinver-

treter vertrieben werden, de;? die Waren an den Großhandel ver-

kauft. Für diese beiden zusätzlichen Handelsstufen in den USA

gibt es kein Äquivalent im Ausfuhrland, so daß der Vergleich der

Preise zu unreellen Ergebnissen führen muß. Der Ausfall schon

einer Handelsstufe beinhaltet nämlich eine Wertdifferenz von

mindestens 10 $, in Ausnahmefällen sogar bis zu 100 fo.

Die gleichen Ausführungen gelten im Prinzip für die Systeme, die

in Kanada, Australien, Südafrika und Neuseeland praktiziert

werden.

29. Neben diesen Methoden ist noch das in Indien bestehende

System zu erwähnen, die Waren abweichend vom Rechnungspreis

nach dem höheren Preis zu bewerten, zu dem die Waren vom Export-

land auf anderen Märkten vertrieben werden. Eine Mischung des

Brüsseler Systems mit den protektionistischen Schutzmaßnahmen

der USA stellt die derzeitige Zollwertpraxis Japans dar. Es

geht vom cif-Wert aus, der in der Brüsseler Begriffsbestimmung

festliegt, sieht jedoch wie in den USA vor, daß der Binnenmarkt-

preis des Exportlandes oder der Exportpreis des Ausfuhrlandes

für andere Märkte genommen werden kann, wenn er höher ist als

der Wert nach der Brüsseler Begriffsbestimmung. Zweifel gegen

die Vereinbarkeit dieser Systeme mit Art.VII des GATT bestehen ,

weil sie vom wirklichen Wert abweichen. In den Handelsbeziehun-

gen zwischen zwei Staaten kann der "wirkliche Wert" nur dem
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Wert entsprechen, zu dem der Verkäufer Unter Berücksichtigung der

Konkurrenzlage im Einfuhrland und unter Berücksichtigung der von

ihm zu überspringenden Zollmauer die IiTare zum bestmöglichen Preis

auf dem Markt des Einfuhrlandes absetzen kann. Dieser Preis muß

als der alleinige "wirkliche Wert" der Waren angesehen werden. Nur

er ist wirtschaftlich vertretbar und sollte von den Zollverwaltun-

gen nicht überschritten werden dürfen. Jeder höhere Wert führt zu

einem zusätzlichen Schutz für die heimische Industrie oder dient

der Erzielung zusätzlicher Staatseinnahmen.

30k Nach allem muß das Hauptziel der Vertragsparteien bei ihren

vorbereitenden Arbeiten zur Beseitigung der paratarifären Handels-

hemmnisse sein, Art.VII GATT zunächst einmal auf diesen Inhalt hin-

bzw. zurückzuführen und die Ausnahmeregelungen, die durch das Proto-

koll geschaffen sind, zu beseitigen. Nur unter diesen Bedingungen

erscheint eine Revision sinnvoll und erstrebenswert.

31 Zur Erreichung dieser Ziele wäre eine Neufassung oder eine Er-

gänzung von Art. VII GATT durch zusätzliche Anmerkungen anzustre-

ben, bei der die folgenden Prinzipien zu verwirklichen wären:

Bewertungssysteme sollen

- in ihrer Wirkung neutral und nicht als versteckte Schutzmecha-

nismen verwendbar sein, durch die die Bemessungsgrundlagen, auf

die die Zollsätze anzuwenden sind, künstlich angehoben werden

(z.B. System in Indien, Alternativen in den USA, fiktive Werte

in Lateinamerika),

- nicht zur Dumpingabwehr benutzt werden (z.B. kanadisches System

der Zusatzzölle),

- den Importeur vor unlauterem Wettbewerb aufgrund von Unterbewer-

tungen schützen (Präzisierung dieses Prinzips)

- ohne Rücksicht auf die Herkunft der Ware allgemein anwendbar sein

(klarere Fassung),

- den Zollwert auf der Grundlage von einfachen und gerechten

Kriterien festlegen, die der Handelsübung nicht unnötig zuwider-

laufen (Bewertungssysteme in Kanada, den USA, die Handelsstufen

und Mengen in Betracht ziehen, die im Importland nicht vorkommen),
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- nur die unumgänglich notwendigen Förmlichkeiten vorsehen und so-

weit wie möglich von den kaufmännischen Unterlagen ausgehen

(z.B. Abschaffung der Praxis, Unterlagen über Preise im Ausfuhr-

land zu fordern),

- die Veröffentlichung der Bewertungselemente wie Preis, Zeit,

Ort, Menge, Handelsstufe usw. vorsehen (als Vorschrift in Art.

VII GATT aufnehmen),

- so beschaffen sein, daß der Händler mit einem verntrftigen Maß an

Sicherheit den Zollwert im voraus berechnen kann,

- Geschäftsgeheimnisse wahren (bei Prüfung der Produktionskosten

im Ausland durch Zollbeamte des Einfuhrlandes).

Dieser Katalog, den die an den Vorarbeiten zur Vereinheitlichung der

Bewertungssysteme beteiligten GATT-Mitglieder im April 1971 a^-s

Arbeitsgrundlage erarbeitet haben, deckt sich in wesentlichen

Punkten mit den Brüsseler Bewertungsgrundsätzen.

32. Außerdem wird eine Präzisierung der Anmerkung zu Art. VII

angestrebt. Durch sie soll sichergestellt werden, daß der im

Einfuhrland erzielte oder erzielbare Wettbewerbspreis die Be-

messungsgrundlage bildet. Dabei soll sowohl von cif- wie von fob-

Werten ausgegangen werden können. Bei Realisierung dieser Vor-

stellungen wäre der Zollwert einer eingeführten Ware der wirkliche

Wert, d.h. der Preis, der zu einer Zeit und an einem Ort, den

die Gesetzgebung im Einfuhrland festlegt, für die eingeführte

oder eine gleichartige Ware bei ihrem Verkauf in dieses Land im

normalen Handelsverkehr unter den Bedingungen des Wettbewerbs er-

zielt wird oder .erzielt werden könnte.

Dieser Preis verstände sich

- für cif-Länder als Preis bei Lieferung an den Ort des Verbrin-

gons in das Einfuhrland,

- für fob-Länder als der Preis, der sich im Ausfuhrland für das

jeweilige Einfuhrland als fob-Preis bildet.

33» Eine weitere Einengung des Spielraumes bei der Bewertung soll

dadurch erreicht werden, daß die Auslegung des Begriffs "Gleich-

artige Ware" präzisiert wird und die Vertragspartner hinsieht-



- 20 -

lieh der Elemente Handelsstufe, Menge und Zeit auf einheitliche,

am tatsächlichen Handelsverkehr orientierte haßstäbe festgelegt

werden. Außerdem soll in auslegenden Anmerkungen präzisiert werden,

welche Werte als fiktiv oder willkürlich zu gelten haben.

34. Als Kernproblem für ein künftiges einheitliches Bewertungs-

verfahren ist dem Problem eif/fob-Preis besondere Aufmerksamkeit

zu schenken. In der internationalen Diskussion hat sich gezeigt,

daß sich die Verhandlungen festfahren werden, wenn die von der eif-

Basis ausgehenden Länder darauf dringen würden, daß nach einer fob-

Klausel bewertende Staate das cif-System übernehmen sollten. Die

Argumente, die von den mit fob-Klausel arbeitenden Staaten vorge-

bracht werden, erschienen in der Tat so gewichtig, daß sie Anlaß

geben sollten, diese Frage von Grund auf zu überdenken. So hat nicht

zufällig die USA in internationalen Gremien immer wieder darauf

hingewiesen, daß die Frage des Einschlusses der Transportkosten

in die Bemessungsgrundlage und damit der Verzollung der Frachtkosten

vorrangig ein Problem der räumlichen Entfernung des jeweiligen Im-

portlandes von seinen Haupthandelspartnern ist. So sei das Verhält-

nis Warenwert zu Transportkosten bei den in Westeuropa miteinander

Handel treibenden Staaten sicherlich günstiger als das für die Ex-

porteure der USA, Kanada oder Kexiko beim Handel mit ihren ilaupt-

partnern. Der Einschluß der Frachtkosten in den Zollwert verfälsche

die Handelsbedingungen auf mehrfache Weise. So werde die ohnehin

schon durch die höheren Transportkosten vorhandene Schlechterstel-

lung der von ihren Hauptabsatzmärkten weiter entfernten Exportlän-

der zusätzlich durch die höhere Zollbelastung verschlechtert.

Die Erfassung dieser Kosten in der Bemessungsgrundlage würde auch

dazu führen, andere erste Zielhäfen im Importland oder in einer

Zollunion auszusuchen, um möglichst geringe Frachtkosten zwischen

Export- und Importland entstehen zu lassen.

35. Längerfristig könne sich auch die - je nach Arbeitsmarktpolitik

erwünschte oder mißbilligte, aber auf keinen Fall kurzfristig be-

einflußbare - Tendenz herausbilden, Waren der fortgeschritteneren

Verarbeitungsstufen einzuführen, also Verarbeitungsvorgänge vregen

zollpolitischer Maßnahmen ins Ausland zu verlagern oder dort zu

belassen. Denn bei diesen Waren wäre Gewicht und Raumbedarf in der
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Regel geringer, es sei denn, diese Entwicklung lose als Gegenre-

aktion einen stärkeren Zug zur Berechnung der Transportkosten

nach dem Wert der Ware aus.

Letztlich wäre - jedenfalls bei einem zeitlichen Zusammenfall

einer Umstellung durch alle fob-Länder von fob auf cif - eine Um-

schichtung im gesamten Verkehrsbereich, auf jeden Fall aber im

See- und Luftverkehr, zu erwarten.

36. Betrachtet man diesen Probletnkatalog einmal isoliert von den

Fragen, die durch eine Umstellung von fob auf cif gestellt werden

und die übrigens bei gleichbleibendem Zollschutz noch um das der

Umstellungs- und Ausgleichsverhandlungen bei den Zöllsätzen wegen

der sich ändernden Bemessungsgrundlage erweitert würden, müßten

zwei Antworten gefunden werden. Einmal: wie rechtfertigt ein cif-

Land die Diskriminierung des Handelspartners in weit entfernten

Ländern, der im Wettbewerb mit dem geographisch günstiger gelege-

nen Ländern bestehen muß? Eine cif-Regelung kann darüber hinaus

bei gleichem Beförderungsmittel wegen der Besteuerung der Liefe-

rungskosten für den Transport zwischen dem Ausfuhrland und den

verschiedenen Einfuhrorten des Einfuhrzollgesetzes dazu führen,

daß ein möglichst früher Eingang in das Zollgebiet gesucht wird.

Die Großflächen- oder Kontinentalstaaten haben dieses Problem be-

reits erkannt und deshalb ein fob-System eingeführt. Um so be-

denkenswerter sind diese Argumente für die Gemeinschaft. Es gibt

auch heute schon Beispiele dafür, daß aus diesen Gründen Waren aus

dem Mittelmeerraum, die für den norddeutschen Raum bestimmt sind,

in Italien angelandet und per Bahn weitergeleitet werden.

37« Hieraus erhellt, daß eine Lösung im GATT - wie oben geschil-

dert - weder in Richtung cif noch in Richtung fob allein gesucht

werden kann und sollte. Es müssen beide Alternativen bedacht und

offengehalten werden, insbesondere aus dieser Transportkostenpro-

blematik heraus. Sie müssen vor dem Hintergrund gesehen werden,

daß im Gegensatz zu dem Zeitpunkt, zu dem die jetzt zu überprüfen-

den Regeln ausgearbeitet wurden (l9^7> 1950), heute der Handel

sehr viel intensiver und weltweiter ist. Außerdem ist die Tendenz

zu berücksichtigen, immer größere Zollgebiete zu schaffen (Zoll-

union, Freihandelszonen)• Von diesen Überlegungen her müssen die
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Europäischen Gemeinschaften - und dahin muß der Einfluß der Bun-

desrepublik gehen - ihre Haltung festlegen und im GATT agieren.

Nur so können aber auch die Vertragsstaaten des Brüsseler Ab-

kommens auf die Mitgliedschaft sehr bedeutender Handelspartner

rechnen, die ein fob-System anwenden und mit guten Gründen davon

nicht abgehen wollen. Geschieht dies, so kann von Genf (GATT) und

Brüssel (EG wie Zollrat) ein Prozeß in Gang gesetzt werden, der zur

Vereinheitlichung der Regeln in diesem Bereich führt, so daß in

Zukunft Zollverhandlungen über den Tarif wirksamer werden, wenn

nämlich ihre nachträgliche Verfälschung durch Manipulation mit dem

Zollwert nicht mehr möglich sein wird.

Gebühren und Förmlichkeiten im Zusammenhang mit der Einfuhr

38. Daß Förmlichkeiten im Zusammenhang mit der Einfuhr zu ärger-

lichen, häufig sogar schikanösen Beeinträchtigungen des Warenver-

kehrs führen können, ist allgemein bekannt. Desgleichen kann ein

Gebührensystem in Verbindung mit der Auflage einer umfangreichen

Einfuhrdokumentation zu - neben dem Zoll - gesonderten Belastungs-

momenten für die Einfuhr werden. Schließlich gibt auch die Durch-

führung des Verzollungsverfahrens selbst häufig Anlaß zu Klagen,

daß es den Handelsverkehr mehr als nötig beeinträchtige.

39« Diese Hemmnisse lassen sich systematisch nur schwer erfassen.

Auch die Frage, wie man ihnen beikommen, sie auf ein vernünftiges

Maß reduzieren oder gar abschaffen könnte, läßt sich meist nur für

den Einzelfall beantworten. Das GATT enthält in seinem Art.VIII be-

reits eine Wohlverhaltens-Regel für diesen Bereich. Danach erken-

nen die Vertragsparteien die Notwendigkeit an, die Anzähl und Ver-

schiedenartigkeit der bei der Einfuhr erhobenen Abgaben und Gebüh-

ren zu vermindern. Außerdem wollen sie die Beschwernisse der Förm-

lichkeiten bei der Einfuhr auf ein Mindestmaß einschränken, diese

Förmlichkeit möglichst einfach gestalten und die bei der Einfuhr

beizubringenden Unterlagen verringern und vereinfachen. Nach Art.

VIII Abs.3 GATT wird eine Vertragspartei keine strengen Strafen

für geringfügige Verletzungen der Zollvorschriften oder Zollver-

fahrensbestimmungen verhängen. Insbesondere darf eine Strafe wegen

Unterlassungen oder Irrtümern in den Zollpapieren, die leicht



richtiggestellt werden können oder offensichtlich ohne betrüge-

rische Absicht oder grobe Fahrlässigkeit begangen worden sind,

nicht höher sein, als nötig ist, um lediglich eine Warnung aus-

zudrücken.

40. Ausdrücklich bekennen sich die Vertragsparteien bei der Er-

hebung von Gebühren und Belastungen zum "Kostendeckungsprinzip"

des modernen Verwaltungsrechts. Diese sind nach Art.VIII la) GATT

nämlich dem Betrag nach ungefähr auf die Kosten der erbrachten

Dienstleistung zu beschränken; sie dürfen weder einen mittelbaren

Schutz für inländische Waren noch eine Besteuerung der Einfuhr zur

Erzielung von Einnahmen darstellen.

Durch Art. VIII Abs.h wird der Anwendungsbereich dieser Bestim-

mungen ausgedehnt auf Gebühren, Belastungen, Förmlichkeiten und

Erfordernisse, die von Regierungs- und Verwaltungsstellen im Zu-

sammenhang mit der Einfuhr auferlegt oder vorgeschrieben sind,

einschließlich derjenigen für konsularische Amtshandlungen, wie

die Ausstellung von Konsularfakturen und konsularische Beschei-

nigungen sowie Abgaben für die Statistik.

Als Verfahren für eine Änderung oder Verringerung der Gebühren

und Förmlichkeiten ist vorgesehen, daß jede Vertragspartei auf

Antrag einer anderen Vertragspartei oder auf Antrag der Vertrags-

parteien die Anwendung ihrer Gesetze und sonstigen Vorschriften im

Hinblick auf diesen Artikel überprüften.Solche Verfahren hat es in

der Geschichte des GATT häufiger gegeben.

k2. Im Augenblick werden im Rahmen der Arbeiten des Industrie-

Ausschusses des GATT sämtliche von Vertragsparteien angeklagten

Behinderungen und behaupteten Mißbrauche auf diesem Gebiet über-

prüft. Dabei sind gegen die Bundesrepublik keine Vorwürfe erhoben,

auf Gemeinschaftsebene ist für Frankreich und Italien ein ver-

zögerliches Zollabfertigungsverfahren beanstandet worden.

43. Die zentralen Probleme hängen eng mit den Fragen des Art.VII

GATT zusammen. Solange Zollverwaltungen die verschiedenen geschil-

derten Bewertungsverfahren anwenden und daher in den Zollpapieren



auf die Angabe sämtlicher hierfür nötiger Auskünfte angewiesen

sind, wird sich eine wesentliche Vereinfachung kaum erreichen

lassen. Dies gilt für die Zolldokumentation. Die Antwort auf die

Frage, ob ein einheitliches Muster für die Zollabfertigung in

allen GATT-Mitgliedstaaten gefunden werden kann, wie es jetzt

bei den Vorarbeiten durch einen Unterausschuß im GATT versucht

werden soll, hängt ateo wesentlich davon ab, ob und wie diese Vor-

frage gelöst wird. Diese Aussage gilt nicht notwendig für den Be-

reich der Konsularförmlichkeiten und Konsulargebühren. Hier

könnte versucht werden, die wenigen Staaten - insbesondere Latein-

amerikas -, die sie noch fordern, zu einem Abbau in angemessener

Frist zu bewegen. In Frage käme etwa eine auslegende Anmerkung zu

Art.VIII GATT, die einen Zeitraum von etwa 5 Jahren festlegt.

Hinzukommen müßte in dieser Übergangsphase bereits die Verpflich-

tung, Gebühren nur nach dem Kostendeckungsprinzip zu erheben.

kk. Bei diesen beiden Komplexen könnte es also zu Lösungen kommen.

Im übrigen werden Behinderungen dieser Art immer wieder als Einzel-

fälle auftreten und auch so nach dem in Art. VIII GATT vorgesehe-

nen Individualverfahren gelöst werden müssen. Daher wäre es sicher

nützlich, wenn sich ein Gremium im GATT ständig mit diesen Fragen

befaßte.
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